
FERDINAND LACINA 
BUNDESMINISTER FÜR FINANZEN 

1010 WIEN. DEN 31. März 1995 
HIMMELPFORTGASSE 8 

TELEFON (0222) SI 433 
GZ. 11 0502/77-Pr .2/95 

An den 

Herrn Präsidenten XIX. GP.-NA 
des Nationalrates S~2 lAS 

1995 -04- 03 
Parlament ZU S19 
1017 Wie n 

Auf die - aus Gründen der besseren Übersichtlichkeit in Kopie beigeschlossene -

schriftliche parlamentarische Anfrage der Abgeordneten Walter Murauer und 

Kollegen vom 8. Februar 1995, Nr. 519/J, betreffend ausstehende Schmer­

zensgeldzahlungen für Gendarmeriebeamte, beehre ich mich, folgendes mitzuteilen: 

Zu 1.: 

Einleitend möchte ich darauf hinweisen, daß mit der Vol/ziehung des Wachebe­

diensteten-Hilfeleistungsgesetzes 1992 (WHG), das die Grundlage für besondere 

Hilfeleistungen an Wachebediensteten bildet, primär das Bundesministerium für 

Inneres betraut ist. das lediglich bei der beabsichtigten Gewährung einer Hilfeleistung 

das Einvernehmen mit dem Bundesministerium für Finanzen herzustellen hat 

(§ 15WHG). 

Aufgrund dieser Einbindung ist der geschilderte Fal/ meinem Ressort insoweit be­

kannt, als das Bundesministerium für Inneres mit Antrag vom 27. Oktober 1994 das 

Bundesministerium für Finanzen ersuchte, der Gewährung von Vorschüssen an die 

beiden Wachebediensteten für Verdienstentgang und sonstige Aufwendungen zu­

zustimmen. Die Zustimmung meines Ressorts erfolgte am 2. Jänner 1995. Ein An­

trag auf Bevorschussung des Schmerzensgeldes wurde seitens des Bundesministe­

riums für Inneres nicht gestellt. 
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Zu 2. und 3.: 

Die Finanzprokuratur vertritt in der angesprochenen Angelegenheit - wie auch aus der 

Darstellung unter Punkt 1 ersichtlich ist - die Republik Österreich in einem Bereich, 

tür den kompetenzmäßig das Bundesministerium für Inneres zuständig ist. Da zum 

gegenwärtigen Zeitpunkt keine Einbindung des Bundesministeriums für Finanzen in 

dieses Verfahren gegeben ist und eine eventuelle Mitbefassung erst nach einer Ent­

scheidung der zuständigen Gerichtsbehörden möglich wäre, ersuche ich aufgrund der 

Kompetenzlage und des Umstandes, daß ich aus prinzipiellen Gründen ein noch 

schwebendes Gerichtsverfahren nicht präjudizieren will um Verständnis, daß ich 

diese Fragen nicht beantworte. 

Anlage 
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BEILAGE 

Anfrage 

der Abgeordneten Murauer und Kollegen 

an den Bundesminister rur Finanzen 

betreffend ausstehende Schmerzensgeldzahlungen fiir Gendanneriebeamte 

In einem Artikel der Oberösterreichischen Nachrichten vom 1.2.1995, der der Anfrage beiliegt, -­
wird auf zwei Gendarmeriebeamte hingewiesen, die seit 2 Jahren auf Schmerzensgeldzahlungen 
der Republik Österreich warten. Sie wurden am 5. Februar 1992 bei der Fahndung nach einem 
Sprengstoffattentäter von diesem angeschossen und schwer verletzt, ein Kollege wurde tödlich 
getroffen. Das Gericht sprach den beiden Gendanneriebeamten etwa 500.000 Schilling 
Schmerzensgeld zu, auf das sie bis heute vergeblich warten. 

In diesem Zusammenhang richten nachstehend unterzeichnete Abgeordnete an den 
Bundesminister rur Finanzen folgende 

Anfrage: 

1. Ist Ihnen der in den Oberösterreichischen Nachrichten geschilderte Fall bekannt? 

2. Warum hat die Finanzprokuratur gegen das gerichtliche Urteil Berufung angemeldet? 

3. Was werden Sie unternehmen, wn den beiden Gendarmeriebeamten schnellstmöglich zu 
ihrem Schmerzensgeld zu verhelfet.? 
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Angeschossene Gendarmen kämpfen 
seit drei Jahren um Schmerzensgeld 

LINZ. Drei Jahre lang 
kämpfen zwei von einem 
Amokläufer in Rutzing bei 
Hörsching angeschossene 
Gendarmen bereits um ihr 
Schmerzensgeld. Vom Staat. 
für den sie ihr Leben riskier­
ten. haben sie bis heute kei­
nen Schilling gesehen. In er­
ster Instanz wurde ihnen 
zwar vor eineinhalb Jahren 
etwa eine halbe Million zuge­
sprochen. Aber die Finanz­
prokuratur berief. daher 
mußte sich das Linzer Ober­
landesgericht gestern nach­
mittag mit dem Fall befas­
sen. Die Verhandlung wurde 
vertagt. Ein Vertreter der Fi­
nanzprokuratur erklärte. 
daß es demnächst ein Ver­
gleichsangebot des Innenmi­
nisteriums an die Gendar­
men geben dürfte. 

Am 5. Februar 1992 ereig­
nete sich vor dem Gasthaus 
Cagitz in Rutzing das 
Schreckliche: Ein arbeitslo-

\I 

ser Sprengmeister feuerte 
auf drei Gendarmen. die 
nach einem Sprengstoffan­
schlag auf den Posten Ans­
felden nach ifim gefahndet 
hatten. Ein Beamter brach 
tödlich getroffen zusammen. 
Der Hörschinger Gendarm 
Robert Mayr, damals 27, und 
sein. um ein Jahr älterer Pa­
schinger Kollege Albert 
Hart! stoppten den Mörder 
ihres Kollegen mit elf Schüs­
sen. obwohl sie angeschos­
sen· und lebensgefährlich 
verletzt worden waren. Es 
dauerte Monate bis die Be­
amten wieder genesen waren 
und ihren Dienst antreten 
konnten. 

Der Anwalt der beiden 
machte gemäß dem Amts­
haftungs gesetz geltend. daß 
die Bezirkshauptmann­
schaft dem Täter zuvor zwei­
mal Waffen wieder ausge­
folgt habe. die ihm Gendar­
men abgenommen hatten. 
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obwohl er als gew81ttätig 
galt. Das Gericht entschied 
für seine Mandanten und 
sprach ihnen etwa 500.000 
Schilling Schmerzensgeld 
zu. Die Finanzprokuratur 
meldete Berufung an: Die 
Beamten treffe ein "gewisses 
:Mltverschulden". da sIe in 
dem Gasthaus neben dem 
Täter gestanden waren, die­
sen aber ilicht erkannt hät­
ten. "So tragisch die Ereig­
nisse waren, die Beamten 
hätten sich von vornhere1Ii 
über das Aussehen des Ge­
suchten informieren müs­
sen, dann hätten sie ihn in 
dem Lokal auch identifiZie­
ren können". so ein Sprecher 
der Finanzprokuratur. Auch 
wenn die Bezirkshaupt­
mannschaft dem Mann die 
Waffenbesitzkarte entzogen 
hätte. wäre ein bewaffneter 
Angriff auf die Gendarmen 
nicht zu verhindern gewe­
sen. meint er. 
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